
6

Schweiz
Dienstag, 10. August 2021

Jacqueline Büchi

Auf dem Papier müsste es die
einfachsteAufgabe derWelt sein.
Und doch grenzte es an ein
Wunder, wenn Ronja Jansen am
Ende als Siegerin dastünde.

Jansen, seit ziemlich genau
zwei Jahren Chefin der Juso,
kämpft für ein Ja zur 99-Prozent-
Initiative, die im September zur
Abstimmung gelangt. Sie hat das
Initiativprojekt von ihrer Vor-
gängerin Tamara Funiciello ge-
erbt, es ist Jansens erster grosser
Härtetest an der Urne.

Die Rechnung der Juso geht
so: Das reichste Prozent der
Bevölkerung soll mehr Steuern
auf Kapitaleinnahmen bezahlen.
Dafür werden jene 99 Prozent
entlastet, die denWohlstand «je-
denTag in Büros, Supermärkten
oder Spitälern» erarbeiten.

Müsste es bei 99 Prozent
Profiteurinnen und Profiteuren
nicht ein Kinderspiel sein, ein
sattes Mehr an der Urne einzu-
fahren? Oder stimmt etwa Ihre
Rechnung nicht, Frau Jansen?

Die 26-jährige Baselbieterin
lacht etwas nervös. Sie hat we-
nig geschlafen, es ist viel los im
Moment. Sommercamp der Juso.
Vorbereitung derAbstimmungs-
kampagne. Was sonst halt noch
so anfällt. «Stört es Sie,wenn ich
rauche?»

Die falschen Glaubenssätze
des Kapitalismus
Wir sitzen vor dem Berner
Kulturzentrum Progr, die Juso
haben ganz in derNähe ihr Büro.
Würden dieMenschen rein nach
ihrenwirtschaftlichen Interessen
abstimmen, sagt Ronja Jansen,
«dann müsste wirklich ein Ja-
Anteil von 99 Prozent resul-
tieren». Aber da sei leider das
süsse Gift des Kapitalismus, das
sich in den Köpfen derMenschen
festgesetzt habe.

Der Gedanke, dass jeder ein-
mal reich werden kann,wenn er
sich nur genug anstrengt. Dass
es den Reichen gut gehen muss,
damit es uns allen gut geht.

Beides sei falsch, sagt Jansen.
«Selbst wenn ich bis an mein
Lebensende jeden Monat ein
paar Tausend Franken zur Seite
legen könnte – was ich aktuell
nicht kann –, könnte ich nie auch
nur annähernd ein solches
Vermögen anhäufen wie eine
Magdalena Martullo oder ein
x-beliebiger Grossaktionär mit
Zweitwohnsitz in Gstaad.»

Jansen selberverdient aktuell
nach eigenen Angaben netto
keine 3000 Franken pro Monat.
Sie stammt aus einer klassischen
Mittelstandsfamilie, auch wenn
sie den Begriff nicht mag. Der
Vater ist Primarlehrer in Frenken-
dorf, dieMutter Parteisekretärin
der SP Baselland.

Als Jansen im August 2019
mit nur einer StimmeVorsprung
zur neuen Juso-Chefin gewählt
wurde, harrten die Medien
gespannt. Welche Provokation
würde sie sich wohl einfallen
lassen? Nach dem Joint am
Rednerpult von CédricWermuth,
dembrennenden BHvonTamara
Funiciello? Doch Jansen machte
schnell klar, dass es nicht ihre
Hauptambition ist, daran anzu-
knüpfen. Provozieren, gewiss,
wenn es der Sache dient. Hier
und da teilte sie aus, durchaus

auch gegen Exponenten im
linken Spektrum. So bezichtigte
sie einen grünen Ständerat, der
sich für ein höheres Rentenalter
und gegen einen Mindestlohn
aussprach, der «grün-asozialen
Politik». Oder sie wünschte das
Ständemehr nach der knapp
verlorenen Abstimmung über
die Konzerninitiative «auf den
Müllhaufen der Geschichte»,
worauf sie von einemSVP-Expo-
nenten als «Donaldine Trump»
tituliert wurde.

Dochmeistens begnügte sich
Jansen damit, die Ungleichheit
auf derWelt und in der Schweiz
zu brandmarken, im typischen
Juso-Jargon, manchmal intel-
lektuell-gestelzt, rhetorisch fast
immer sattelfest.

«Waswir brauchen, sind
mehr linke Ökonominnen»
Jansen studierte Wirtschaft und
Soziologie, seit der Wahl ins
Juso-Präsidium liegt das Stu-
dium brach, 25 Credit-Points
fehlen noch bis zum Bachelor.
Warum gerade Wirtschaft?
«Linke Soziologinnen gibt es
genug, wir brauchen mehr linke
Ökonominnen.» Die Verteilung
des Reichtums habe sie schon
immer interessiert, sagt Jansen.
Für sie handle es sich dabei um
die zentrale Frage in der Gesell-
schaft und in der Politik. Das
Studium helfe ihr dabei, die Ar-
gumente der politischen Gegner
besser sezieren zu können.

«Knowyour enemy», sagt die
Jungpolitikerin lakonisch.Kenne
deinen Gegner. Einer, der Jansen
in der politischen Arena schon

mehrfach gegenübergestanden
hat, ist der Präsident der Jung-
freisinnigen, Matthias Müller.
Fast schon mitleidig kommen-
tiert er den Umstand, dass
Jansen die 99-Prozent-Initiative
ihrer Vorgängerin vertreten
muss. «DerText istwenig durch-
dacht, andere Juso-Initiativen
waren klarer in ihren Forde-
rungen und Zielen.»

Jansen räumt ein, man hätte
bei der Initiative auch andere
Formulierungenwählen können.
«Doch egal welche Formulie-
rungen man wählt, die Rechten
werden immerGründe für Kritik
finden.» Dass die Initiative das
richtige Mittel sei, um die
«himmelschreiende» soziale
Ungleichheit zu bekämpfen,
steht für sie ausser Zweifel.

Über Jansens Privatleben ist
wenig bekannt. Auf ihrer Web-
site gibt es eine Rubrik mit dem
Titel «Übermich», konzipiert als
Minifragebogen. «Was ichmag»,
steht da, und «was ich nicht
mag». Doch die beiden Katego-
rien sind leer. Sie sei schlicht
noch nicht dazu gekommen, die
Website fertigzustellen, meint
die Juso-Chefin achselzuckend.

Allerdings wolle sie sich als
Privatperson auch nichtmehr als
nötig exponieren.Als Frau in ihrer
Position erhalte man viele Hass-
nachrichten. «Mir macht das
nicht so viel aus, aber es ist
schade, dass das heute offen-
sichtlich zumAnforderungsprofil
eines politischen Jobs gehört.»

Ihre Vorgängerin, Tamara
Funiciello, habe besonders viel
«gruusiges Zeug» erhalten.

Vielleicht seien die «rechten
Trolls» nicht damit klarge-
kommen, dass Funiciello zu-
sätzlich auch noch Migrations-
hintergrund habe,mutmasst sie.
Zudem sei Funiciello die erste
Frau im Amt gewesen.

Nulltoleranz bei jeglicher
Form von Sexismus
Als der KomikerMichael Elsener
Jansen in einer satirischen
Sendung als «heiss» bezeichnete,
reichte sie beim Ombudsmann
Beschwerde ein – und bekam
recht. Nicht alle haben diese
Intervention verstanden. Selbst
aus dem erweiterten Umfeld
bekam Jansen die Rückmeldung,
sie solle es doch als Kompliment
verstehen. Dennoch würde sie
alles noch einmal genau so
machen. «Auch positiver Sexis-
mus gehört thematisiert.» Der
Juso-Chefin fällt auf, dass die

Reaktionen per Mail besonders
gehässig ausfallen, wenn sie
sich zu gesellschaftspolitischen
Themen äussert. «Wenn ich vor-
schlage, das Privateigentum an
Boden abzuschaffen, ist das
Feedback vergleichsweise mild.
Aber wehe, ich stelle fest, dass
die Frau im 21. Jahrhundert im-
mer noch diskriminiert wird!»

Vermutlich war das Schein-
werferlicht in den letzten einein-
halb Jahren auch einfach anders-
wo. Corona absorbierte einen
Grossteil der Aufmerksamkeit.
«Ich verzweifelte beinahe daran,
zu Hause sitzen zu müssen,
während draussen die Reichen
noch reicher und dieArmen noch
ärmer wurden», sagt Jansen.
Unterschriftensammlungen: ab-
gesagt. Revolution: vertagt.

Die 26-Jährige gehörte zu
denjenigen, die dieMassnahmen
sehr gewissenhaft umsetzten,
insbesondere im ersten Lock-
down. «Nur manchmal bin ich
mit einem guten Freund spa-
zieren gegangen – mit ungefähr
vier Metern Abstand.»

Als Chefin der Jungsozialisten
sitzt Ronja Jansen auch imPräsi-
dium der SP Schweiz, das seit
letztem Jahr von den beiden Ex-
JusosCédricWermuthundMattea
Meyer angeführt wird. Von der
These einer Jusofizierung der
Schweizer Sozialdemokratie, die
nach dem Parteiaustritt des
Zürcher Regierungsrats Mario
Fehr einmal mehr die Runde
machte, hält sie dennochwenig.

«Was ist denn wahrschein-
licher: dass 30’000 SP-Mitglieder
ins linksextreme Lager abge-

wandert sindoderdass sichMario
Fehr nach rechts bewegt hat?»
Fakt ist: Manche Exponenten
des rechten SP-Flügels lehnen
die 99-Prozent-Initiative ab. «Die
Initiative widerspricht zentralen
sozialdemokratischen Grund-
sätzen»,heisst es auf derWebsite
der sogenannten Reformplatt-
form. Wenn unterschiedliche
Arten von Einkommen unter-
schiedlich besteuert würden,
schaffe dies neueUngleichheiten.

Ungerechtigkeiten ertrug sie
schon als Kind nicht
Jansen versteht die Welt nicht
mehr. «Rückverteilung gehört
zur DNAder Sozialdemokratie –
dasVermögenWohlhabender zu
schützen, hingegen kaum.» Die
nächste Umverteilungsinitiative
der Juso ist denn auch schon in
der Pipeline. «Make the rich pay
for climate change», heisst sie.
Und diesmal trägt sie voll und
ganz Jansens Handschrift.

Ungerechtigkeit habe sie schon
immer wütend gemacht, sagt
Jansen. Eine ihrer ersten Erinne-
rungen besteht darin, wie sie
im Kindergarten einem anderen
Kind an Ostern ihr Schoggihäsli
schenkte,weil das Gspäändli kei-
nes bekommen hatte. «Auf dem
Heimweg wurde ich dann dafür
ausgelacht,weil ich nundiejenige
war, die keinenOsterhasenmehr
hatte», erzählt Jansen halb nach-
denklich, halb belustigt.

Bis zum Ende des Gesprächs
liegen einige Zigarettenstummel
auf dem Tisch, Jansen reibt sich
die Schläfe. Siemuss los,weiter-
kämpfen.

Schwierige Mission für Ronja Jansen
Juso-Chefin Sie will die Ungerechtigkeit auf der Welt bekämpfen und der 99-Prozent-Initiative zum Erfolg verhelfen.
Würden die Menschen nach ihren eigenen wirtschaftlichen Interessen abstimmen, so Jansen, wäre der Sieg in trockenen Tüchern.

Mit Anfeindungen könne sie gut umgehen, und das sei leider auch nötig, sagt Juso-Präsidentin Ronja Jansen. Foto: Adrian Moser

Die Initiative

Die Volksinitiative «Löhne ent-
lasten, Kapital gerecht besteuern»,
kurz 99%-Initiative, will den
Reichtum in der Schweiz gerechter
verteilen. Kapitaleinnahmen – also
beispielsweise solche aus Mieten,
Zinsen und Dividenden – sollen ab
einer gewissen Schwelle einein-
halbfach besteuert werden. Neben
SP und Grünen befürwortet auch
die EVP die Initiative – die anderen
Parteien im Parlament sowie
der Bundesrat sind dagegen.
Sie argumentieren, dass eine
höhere Besteuerung den Standort
Schweiz schwächen würde. (jbu)
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Der neue Bericht desWeltklima-
rats (IPCC) kommt zu einemheik-
len Zeitpunkt in derhiesigen Kli-
mapolitik: Im Juniwurde überra-
schend das neue CO2-Gesetz in
einer Abstimmung verworfen –
und damit das Klimaprogramm
von Regierung und Parlament
ausgebremst. In den Fokus rückt
nundieGletscherinitiative, fürdie
der Bundesrat Ende 2020 einen
direkten Gegenvorschlag vorge-
stellt hat.

Es wird erwartet, dass der
Bundesrat noch diesenMittwoch
in seiner ersten Sitzung nach der
Sommerpause erneut über die

Initiative beraten wird. Sie ver-
langt, dass die Schweiz bis spä-
testens 2050 auf fossile Energie-
träger verzichtet.

DieGrünenunddie linkenPar-
teienwollen diesen Prozess nut-
zen, um neuen Schwung in den
Kampf gegen den Klimawandel
zu bringen – und sehen den
IPCC-Bericht als drastische
Warnung und Ansporn. «IPCC:
‹schlimmer›», twitterte etwa
Nationalrat Roger Nordmann,
Fraktionschef derSP,undmeinte
damit wohl, dass der Klima-
wandel nach Erkenntnissen der
Wissenschaft noch schlimmersei

als bisher gedacht. «Nach dem
bedauerlichen Nein vom 13.6.
muss einRuck durch die Schweiz
gehen», forderte Nordmann.

«Sofortmassnahmen jetzt –
keine Ausreden»
Ähnlich äusserte sichRegulaRytz,
grüne Nationalrätin aus Bern:
«ALLE Parteien in der Schweiz
müssen zusammensitzen und
Sofortmassnahmenbeschliessen.
Jetzt. Ohne Ausreden. Ohne
Scheinlösungen.»

Deutlich verhaltener fielen
hingegen die Reaktionen bürger-
licher Politiker aus.Die neuesten

Erkenntnisse des IPCC seien
«eine Fortsetzung der Aussagen
früherer Berichte», meinte
gestern Christian Wasserfallen,
FDP-Nationalrat aus Bern, der
zum wirtschaftsliberalen Flügel
seiner Partei gehört. Wichtig
seien internationale Lösungen
für die Klimaproblematik.

In der FDP ist die Klimapolitik
besonders umstritten. Zwar hat
die Partei, wie sie in einer Mit-
teilung betonte, bereits 2019 be-
schlossen, dass bis 2050 die
Bilanz des Schweizer CO2-Aus-
stosses auf null gesenkt werden
sollte.Doch im Juni stimmte eine

Mehrheit der FDP-Wähler gegen
das CO2-Gesetz – und damit
gegen die Parteiführung unter
Präsidentin Petra Gössi. Nun
setze sie sich für eine erneute
Revision des CO2-Gesetzes ein,
teilte die Partei gestern mit.

Nationalrat Philipp Bregy,
Fraktionschef der Mitte, be-
schrieb die Erkenntnisse des
IPCC-Berichts als «nicht neu».Die
Ablehnung des CO2-Gesetzes
erfordere nun «mehrheitsfähige
Lösungen in einzelnen Berei-
chen».Erdenke dabei «insbeson-
dere an die Innovation und För-
derung erneuerbarer Energien».

Den Gegenvorschlag des Bun-
desrats zur Gletscherinitiative
hält Bregy für sinnvoll. «Die
Situation in den Berg- undRand-
gebieten sowie die Sicherheit
des Landes und der Schutz der
Bevölkerung» seien berück-
sichtigt worden.

Und die SVP, die sich nach der
Ablehnung des CO2-Gesetzes als
grosse klimapolitische Siegerin
gefeiert hatte? Zum IPCC-Bericht
war trotzwiederholterNachfrage
keine Stellungnahme der Partei
zu erhalten.

Hans Brandt

Klimabericht befeuert die linken Parteien – die SVP schweigt
Reaktionen in der Schweiz Links-Grün betrachtet den neusten IPCC-Bericht als Ansporn für entschlossenes Handeln in der Klimapolitik.

Charlotte Walser

Es ist das zweite Schuljahr, das
während der Pandemie beginnt
– und wieder ist vieles unklar,
wieder sind die Akteure uneins.
Der Bund ruft die Kantone zu
Massnahmen auf, die Kantone
monieren einen Eingriff in ihre
Kompetenzen: ein Déjà-vu.

Nun ist auch noch ein Streit
zwischendenSchulleitungenund
den Lehrerinnen und Lehrern
entbrannt. Kurz vor Schulbeginn
– in den meisten Kantonen star-
tet die Schule nächsteWocheoder
in zweiWochen–haben sich ges-
tern die Dachverbände der Lehr-
personen in der Deutschschweiz
undderRomandie,LCHundSER,
zuWort gemeldet.

Sie rufen dieVerantwortlichen
zu einem guten Gesundheitsma-
nagement auf.Nurso sei einweit-
gehend normaler Schulalltag
möglich, sagte Franziska Peter-
hans, die Zentralsekretärin des
LCH,vordenMedien inBern.«Die
Pandemie ist noch überhaupt
nicht vorbei.»

EinMessgerät
in jedemKlassenzimmer
Konkret fordern die Dachver-
bände, dass sämtliche Klassen-
zimmer noch in diesem Jahr mit
CO2-Messgeräten ausgestattet
werden. Es reiche nicht, zum
Lüften aufzurufen, finden sie.
CO2-Messgeräte zeigen an,wann
gelüftetwerden sollte.Auch kann
damit eruiertwerden, ob undwo
es Luftfilteranlagen braucht,wie
Peterhans erklärte.

Der Entscheid zur Anschaf-
fung von CO2-Messgeräten liegt
bei den Schulleitungen. Kosten-
punkt: ab 150 Franken pro Gerät.
Heute kommen CO2-Messgeräte
nur vereinzelt zum Einsatz. Der
Kanton Aargau etwa empfahl
Schulen, zuTestzwecken ein paar
Geräte anzuschaffen.Bisherhabe
sich gezeigt, dass man tenden-
ziell lüfte, bevor das Gerät einen
zu hohen Wert anzeige, sagt
Simone Strub vom Aargauer
Bildungsdepartement. «Für ei-
nen flächendeckenden Einsatz
solcher Geräte sehen wir keine
Notwendigkeit.»

Roman Stocker von der
Science-Taskforce sieht das
anders: CO2-Sensoren könnten
dazu beitragen, die Übertragung
durchAerosole zubegrenzen, ins-
besondere in der kalten Jahres-
zeit, wenn ausreichendes Lüften
schwierig sei oder vergessen

werde. Es handle sich um eine
der kostengünstigsten und
am wenigsten einschneidenden
Massnahmen, sagt Stocker. In
Schulen hätten CO2-Sensoren
auch langfristige Vorteile, da sie
eine optimale Luftqualität fürdas
Lernen gewährleisteten.

Lehrerinnen und Lehrer
gegen Schulleitungen
Ebenfalls wichtig sind aus Sicht
von Experten die regelmässigen
Massentests an den Schulen.
Damit könnten Fälle frühzeitig
erkannt undÜbertragungsketten
unterbrochenwerden, so Stocker.
Dies erlaube es,Unterbrechungen
undEinschränkungendes Schul-
betriebs zu minimieren. Das
sehen auch die Verbände der
Lehrpersonen so. Seien die
Massentests einmal organisiert,
sei der Zeitaufwand gering, sagt
SER-Präsident Samuel Rohrbach.

Damit stellen sich die Lehre-
rinnen und Lehrer gegen die
Schulleitungen, deren Verband
die repetitiven Massentests ab-
lehnt. Der Aufwand für Massen-
tests sei zu gross, sagte der Prä-
sident des Verbandes der Schul-
leiterinnen und Schulleiter,
Thomas Minder, in einem Inter-
viewmit der «NZZ amSonntag».
Die bisherigen Erfahrungen
zeigten, dass damit kaum ver-
steckte Fälle entdeckt würden.

Um die Massentests streiten
auch der Bund und die Kantone.
Bundesrat Alain Berset hatte die
Kantone schonvorden Sommer-
ferien dazu aufgerufen, repetitive
Massentests durchzuführen. Die
Erziehungsdirektorenkonferenz
reagierte mit Kritik. Dieser Ent-
scheid liege in derKompetenz der
Kantone.

Den Bund hielt dies nicht da-
von ab, seinen Appell zu wieder-

holen: Im Informationsschreiben
von Ende Juli empfahl er den
Kantonen «dringend», die Tests
nachdenSommerferienweiterzu-
führen beziehungsweise einzu-
führen.DasTestenminimiere den
Bedarf an zusätzlichen Mass-
nahmen in Schulen, schrieb das
Innendepartement von Gesund-
heitsminister Alain Berset. Der
Effekt sei nachgewiesen.

Viele Kantonewollen derAuf-
forderung nachkommen und
regelmässigeSpeicheltestsdurch-
führen. Manche Kantone – etwa
der Kanton Bern – planen aller-
dings, die Tests nach einigen
Wochen einzustellen, falls sich
die epidemiologische Lage nicht
verschlechtert.

Keine repetitivenMassentests
sind an den Schulen im Kanton
St. Gallen vorgesehen. Getestet
wirdnurbei Corona-Ausbrüchen.
St. Gallen setzeweiterhin auf das

verhältnismässige, wirksame,
zweckmässige und wirtschaft-
liche Ausbruchtesten, sagt Jürg
Müller, stellvertretender Leiter
desAmtes fürVolksschule. In der
Vergangenheit hätten die Kan-
tone, die regelmässige Massen-
tests durchführten, keine bes-
seren Resultate erzielt. Andere
Kantone haben noch nicht defi-
nitiv entschieden. Sie wollen
abwarten,wie sich derBundesrat
dieseWoche zur Lage äussert.

Maskenpflicht für
ungeimpftes Personal
Nicht im Vordergrund steht der-
zeit eine erneute Maskenpflicht
an Schulen. Allerdings wurden
Forderungennach einerMasken-
pflicht für ungeimpfte Lehre-
rinnen und Lehrer laut. Für die
Verbände kommt das nicht
infrage. LCH-Zentralsekretärin
Franziska Peterhansweist darauf

hin,dass Lehrerinnenund Lehrer
auf Basis der geltenden recht-
lichenGrundlagen nicht bekannt
geben müssen, ob sie geimpft
sind oder nicht.

DieMassnahmenandenSchu-
len dürften auch am Donnerstag
ein Thema sein, wenn sich Ge-
sundheitsminister Alain Berset
mit den Kantonsvertretern trifft.
Die Dachverbände der Lehr-
personen wünschen sich klare
Vorgaben. Darauf seien die Leh-
rerinnenundLehrer angewiesen.

ManchenFachleutengehendie
Schutzmassnahmen an den
Schulen nicht weit genug. In
vielen Schulen gehe es nun los,
schreibt der Neurowissen-
schaftlerDominique deQuervain
aufTwitter– «ohneMasken,ohne
Tests, ohne Luftfilter». So werde
eine Durchseuchung der Kinder
in Kauf genommen, und das sei
nicht unproblematisch.

Streit umMassentests undMessgeräte
Schutzmassnahmen im Klassenzimmer Das Ende der Sommerferien steht vielerorts bevor, die Pandemie dauert an. Die Dachverbände
der Lehrpersonen wünschen klare Vorgaben, doch die Kantone haben unterschiedliche Strategien. Wie geht es an den Schulen weiter?

An vielen Schulen gehörten Speicheltests in den vergangenen Monaten zum Alltag: Primarschule Köniz-Buchsee. Foto: Nicole Philipp

Keine Daten zu Ausbrüchen

An Schulen kann es zu Corona-
Ausbrüchen kommen. Weil diese
nicht zentral erfasst werden, liegen
keine gesicherten Informationen
zur Häufigkeit vor. Das wird sich
im neuen Schuljahr nicht ändern.
Das Bundesamt für Gesundheit
schreibt auf Anfrage, es stehe in
regelmässigem Kontakt mit den
Kantonen. Ein zentrales Moni-
toring sei jedoch im Moment
nicht geplant. Dies bemängelt die
private Initiative Schulcluster.ch.
Seit Februar sammelt sie selber
Informationen zu Ausbrüchen
und macht diese mittels einer
Gefahrenkarte öffentlich. Auf den
sozialen Medien fordern die
Betreiber strengere Massnahmen
zum Schutz der Kinder. (red)

Moderna für 12- bis 17-Jährige

Der Corona-Impfstoff des US-
Herstellers Moderna kann in
der Schweiz auch Kindern und
Jugendlichen im Alter zwischen
12 und 17 Jahren gespritzt werden.
Die Arzneimittelaufsicht Swiss-
medic hat gestern die befristete
Zulassung desWirkstoffs aufgrund
einer fortlaufenden Studie mit
3732 Kindern erweitert. Er ist
damit der zweite Corona-Impfstoff,
der auch jungen Menschen verab-
reicht wird. Seit Anfang Juni ist der
Impfstoff von Pfizer/Biontech für
12- bis 15-Jährige zugelassen. (sda)


